
 

 

14c O 133/26 
  
  

 

  

Landgericht Düsseldorf 
  
 

Beschluss 
 

In dem einstweiligen Verfügungsverfahren 

 
des Pro Rauchfrei e.V., vertreten durch dessen Vorstandsvorsitzenden Stephan 
Weinberger, Birkenstraße 7, 94539 Grafling, 
 

Antragsteller, 
 

Verfahrensbevollmächtigte: Mueller.legal Müller Rechtsanwälte 
Partnerschaft,  Mauerstraße 66, 10117 
Berlin, 

 
gegen 

 
Herrn Mehdi Ardehari, Betreiber Wolt Düsseldorf Sugar Daily, Keplerstraße 1, 40215 
Düsseldorf, 
 

Antragsgegner, 

wird im Wege der einstweiligen Verfügung, und zwar wegen der besonderen 

Dringlichkeit ohne vorherige mündliche Verhandlung, Folgendes angeordnet: 
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I.  

Dem Antragsgegner wird bei Meidung eines vom Gericht für jeden Fall der 

Zuwiderhandlung festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 EUR, 

ersatzweise Ordnungshaft, oder Ordnungshaft bis zu sechs Monaten 

 

untersagt, 

 

im geschäftlichen Verkehr im Internet 

 

1. elektronische Zigaretten unter Verwendung von Bildelementen und/oder 

Bildhintergründen in einer Weise darzustellen, die über eine rein sachliche 

Produktinformation wie Produktname, Preis, Packungsgröße oder sonstige 

technische Daten hinausgeht, 

 

wenn dies geschieht wie folgt: 
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sofern nicht die Voraussetzungen einer Ausnahme nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2 
TabakerzG vorliegen.  

 

2. elektronische Zigaretten mit einer der folgenden Aussagen, wenn dies 

geschieht wie aus der Anlage ASt 5 ersichtlich, zu bewerben: 

 

a) „eine Einweg-E-Zigarette, die den Geschmack von süßen Blaubeeren, 

saftigen Orangen und exotischem Granatapfel vereint“ 

 

und/oder 

 

b) „revolutionieren Ihr Dampfen mit einem weichen Mundstück für maximalen 

Komfort“ 

            

sofern nicht die Voraussetzungen einer Ausnahme nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 
oder Nr. 2 TabakerzG vorliegen.  
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II.  

Der Antragsgegner trägt die Kosten des Verfahrens. 

 

III.  

Bei Zustellung dieses Beschlusses soll eine beglaubigte Abschrift der Antragsschrift 

nebst Anlagen beigefügt werden. 

 

IV. 

Der Streitwert wird auf 15.000,00 EUR festgesetzt. 

 

Gründe: 

Im Rahmen der Fassung des Tenors zu Ziffer I. 2. hat die Kammer von § 938 Abs. 2 

ZPO Gebrauch gemacht.  

 

 
Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Beschluss kann Widerspruch erhoben werden (§ 924 ZPO). Dieser ist 
bei dem Landgericht Düsseldorf (Werdener Straße 1, 40227 Düsseldorf oder Postfach 
103461, 40025 Düsseldorf) schriftlich einzulegen. Der Widerspruch soll eine 
Begründung unter Darlegung der Gründe, die für die Aufhebung geltend gemacht 
werden, enthalten. Eine Frist ist nicht einzuhalten. Die Gerichtssprache ist deutsch. 
Vor dem Landgericht herrscht Anwaltszwang. Widerspruchs- und Widerspruchs-
begründungsschrift sind durch eine zugelassene Rechtsanwältin oder einen 
zugelassenen Rechtsanwalt einzureichen und zu unterzeichnen. 
 
Gegen die Streitwertfestsetzung ist die Beschwerde an das Landgericht Düsseldorf 
statthaft, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 300,00 Euro übersteigt oder 
das Landgericht die Beschwerde zugelassen hat. Die Beschwerde ist spätestens 
innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache 
Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat, bei dem 
Landgericht Düsseldorf, Werdener Straße 1, 40227 Düsseldorf, schriftlich in deutscher 
Sprache oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. 
Die Beschwerde kann auch zur Niederschrift der Geschäftsstelle eines jeden 
Amtsgerichtes abgegeben werden. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf 
dieser Frist festgesetzt worden, so kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats 
nach Zustellung oder formloser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt 
werden. 
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Hinweis zum elektronischen Rechtsverkehr: 
Die Einlegung ist auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die 
elektronische Poststelle des Gerichts möglich. Das elektronische Dokument muss für 
die Bearbeitung durch das Gericht geeignet und mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 130a ZPO nach 
näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des 
elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behörden-
postfach (BGBl. 2017 I, S. 3803) eingereicht werden. Weitere Informationen erhalten 
Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
 
 
Düsseldorf, den 25.09.2026 
14c. Zivilkammer 
 
 

Dr. von Thannhausen  Stuwe     Burgard 
Richterin am LG   Vors. Richter am LG  Richterin  

http://www.justiz.de/

